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Strategien für die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, insbesondere für 
Frauen und Jugendliche

Die Parlamentarische Versammlung Europa-Lateinamerika,

- in Kenntnis der auf den sechs Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 
Lateinamerikas, der Karibik und der Europäischen Union in Rio de Janeiro (28./29. Juni 
1999), Madrid (17./18. Mai 2002), Guadalajara (28./29. Mai 2004), Wien (11.-13. Mai 
2006), Lima (15.-17. Mai 2008) und Madrid (18. Mai 2010) abgegebenen Erklärungen,

- in Kenntnis der Mitteilung der Kommission: „Ein gemeinsames Engagement für 
Beschäftigung (2009),

- in Kenntnis der Mitteilung der Kommission: „Grünbuch: Angesichts des demografischen 
Wandels - eine neue Solidarität zwischen den Generationen“ (2008),

- in Kenntnis der Mitteilung der Kommission: „Stärkere Unterstützung der Vereinbarkeit 
von Beruf, Privat- und Familienleben“ (2008),

- in Kenntnis der Mitteilung der Kommission: „Europa 2020: Eine Strategie für 
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ (2010),

- in Kenntnis der Entscheidung des Rates über Leitlinien für beschäftigungspolitische 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten (2010),

- in Kenntnis des Gemeinsamen Beschäftigungsberichts 2008-2009 des Rates 
„Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz“ vom März 2009,

- in Kenntnis des Berichts der Kommission zur Gleichstellung von Frauen und Männern –
2009,

- unter Hinweis auf das Konjunkturprogramm der EU,

- unter Hinweis auf die Berufsbildungswege: übliche Verfahren und künftige 
Anforderungen für die Integration von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt (2008),

- unter Hinweis auf den Bericht über die Auswirkungen der Finanzkrise auf Lateinamerika, 
CEPAL, April 2009,

- unter Hinweis auf den Bericht „Die gegenwärtige Finanzkrise und ihre Folgen in 
Lateinamerika und der Karibik“, CEPAL, Januar 2009,

- unter Hinweis auf den Bericht „Globale Trends der Beschäftigung von Jugendlichen“, 
ILO, 2008,

- gestützt auf Artikel 16 ihrer Geschäftsordnung,
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A. in der Erwägung, dass die Weltwirtschaft infolge der gegenwärtigen Wirtschaftskrise 
einen tief greifenden Wandel erfahren hat und die Schaffung von Arbeitsplätzen ein 
vorrangiges Ziel der Regierungen sein muss,

B. in der Erwägung, dass trotz der Vorhersagen eines moderaten Aufschwungs Anzeichen 
für eine stärkere Verlangsamung des Wachstums in Europa sowie ein äußerst langsames 
Wachstum des Konsums in der Eurozone bestehen und dass darüber hinaus die 
Arbeitslosigkeit beträchtlich angestiegen ist und es in einigen Ländern im Vergleich zur 
jüngeren Geschichte sehr hohe Arbeitslosenquoten gibt,

C. in der Erwägung, dass die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in Europa sowohl über den 
Weg des Handels als auch über die Finanzwirtschaft Auswirkungen auf die 
Volkswirtschaften Lateinamerikas und der Karibik haben können und das Ausmaß dieser 
Auswirkungen auf die Region von der Dauer und der Schwere der Schuldenkrise in 
Europa abhängen wird und dies wiederum Auswirkungen auf den Wirtschaftsaufschwung 
in Lateinamerika haben könnte,

D. in der Erwägung, dass die Länder Lateinamerikas der Krise trotz der zum Zeitpunkt ihres 
Beginns vorhandenen Bedingungen besser begegnen konnten als in vergleichbaren 
früheren Situationen, da diese Krise in eine durch eine starke Dynamik bei den 
Rohstoffausfuhren gekennzeichnete Phase fiel, und dass die Krise zu einer deutlichen 
Verringerung der Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen im Ausland, zu einer 
Verringerung der Kapitalströme sowie zu einem Rückgang der Überweisungen von 
Arbeitsmigranten in ihre Heimatländer geführt hat,

E. in der Erwägung, dass sich die Krise nach Schätzungen des Rates „Beschäftigung, 
Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz“ in einem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
um mehr als 9 % im Jahr 2010 und einer rückläufigen Zahl neu geschaffener 
Arbeitsplätze niederschlagen wird,

F. in der Erwägung, dass der Gemeinsame Beschäftigungsbericht 2008-2009 zu der 
Schlussfolgerung gelangt, dass in den weitaus meisten Ländern im Beschäftigungsbereich 
nach wie vor ein Ungleichgewicht in Bezug auf die Gleichstellung von Männern und 
Frauen herrscht, die Beschäftigungsquote von Frauen nur 58,3 % beträgt und auch 
weiterhin ein Lohngefälle besteht, da der Durchschnittslohn von Frauen 17,4 % unter 
dem der Männer liegt,

G. in der Erwägung, dass laut Prognosen der Anteil Jugendlicher an der Gesamtbevölkerung 
der EU bis 2050 auf 9,7 % zurückgehen wird, während der Anteil der über 65-Jährigen 
auf 29,9 % ansteigen wird,

H. in der Erwägung, dass sich die stärkere Verlangsamung des Wirtschaftswachstums in 
Lateinamerika den Prognosen der CEPAL zufolge aufgrund des sinkenden Bedarfs der 
Unternehmen an Arbeitskräften in einem Rückgang der Beschäftigung im formellen 
Sektor und einer Zunahme der außerhalb der Sozialversicherungssysteme im informellen 
Sektor Beschäftigten niederschlagen wird,

I. in der Erwägung, dass der Anteil der im informellen Sektor Beschäftigten in 
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Lateinamerika gegenwärtig 52 % beträgt, von denen 33 % unterhalb der Armutsgrenze 
leben, während von den im formellen Sektor Beschäftigten 15 % unterhalb der 
Armutsgrenze leben,

J. in der Erwägung, dass es in Lateinamerika trotz eines deutlichen Anstiegs des Anteils 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt auf 53 % im Jahr 2008 bei der Entlohnung nach wie 
vor große, wenn auch von Land zu Land sehr unterschiedliche, Ungleichheiten in Bezug 
auf Geschlecht und ethnische Merkmale gibt,

K. in der Erwägung, dass das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen gleichen Alters 
und gleichen Bildungsstands in Lateinamerika 17 % beträgt, wobei sich das geringste 
Lohngefälle in der Gruppe junger Leute mit Hochschulabschluss findet, während das 
größte Gefälle bei in ländlichen Gebieten lebenden Beschäftigten mit geringerem 
Einkommen und ohne abgeschlossene weiterführende Ausbildung zu verzeichnen ist, und 
dass die produktive Beschäftigung von Frauen eindeutig zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern und zur Unabhängigkeit von Frauen beiträgt,

L. in der Erwägung, dass 20 % der Jugendlichen in den Ländern Lateinamerikas und der 
Karibik weder eine Schule besuchen noch arbeiten, d. h. weder Zugang zu Schulbildung 
noch zu einer Beschäftigung haben,

M. in der Erwägung, dass die indigenen Minderheiten und Minderheiten mit afrikanischem 
Hintergrund in Lateinamerika im Durchschnitt 28 % weniger als die weiße Bevölkerung 
verdienen und sich das größte Gefälle zwischen den an den beiden äußersten Punkten der 
Lohnverteilung angesiedelten Gruppen – jungen, in der Stadt lebenden weißen Männern 
einerseits und älteren, in ländlichen Gebieten lebenden Personen andererseits – findet,

N. in der Erwägung, dass sich in Europa der sektorale Abwanderungsprozess aus der 
Beschäftigung in der Landwirtschaft, der Industrie oder dem weiterverarbeitenden 
Gewerbe in den Dienstleistungssektor in zunehmenden Maße fortsetzen wird, wobei 2020 
drei Viertel der erwerbstätigen Bevölkerung im Dienstleistungssektor beschäftigt sein 
werden,

O. in der Erwägung, dass in Europa 23 % der Frauen nicht in den Arbeitsmarkt integriert 
sind und die Zahl der Frauen, die einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen, um ein 
Vierfaches höher ist als die der auf diese Weise beschäftigten Männer, was vor allem auf 
die den Frauen aufgebürdeten häuslichen und familiären Pflichten zurückzuführen ist,

P. in der Erwägung, dass trotz der zunehmenden Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt 
praktisch noch keinerlei Fortschritt in Bezug auf ihre Präsenz in Leitungsfunktionen zu 
verzeichnen ist,

Q. in der Erwägung, dass trotz der Tatsache, dass die Arbeitslosenquote junger Leute im 
Alter von 25 bis 29 Jahren der Arbeitslosenrate anderer Altersgruppen nahezu gleicht, 
lediglich die Hälfte der unter 29-jährigen Europäer über einen festen Arbeitsplatz zu 
angemessenen Bedingungen verfügt,

R. in der Erwägung, dass die Regierungen sowohl in Europa als auch in Lateinamerika dafür 
sorgen müssen, dass bei ihren beschäftigungspolitischen Maßnahmen durch einen 
geeigneten Rechtsrahmen in besonderer Weise die Integration von Frauen und 
Jugendlichen berücksichtigt wird und die Maßnahmen unter anderem von einer 
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entsprechenden Steuer-, Industrie- und Handelspolitik flankiert werden,

S. in der Erwägung, dass es unerlässlich ist, die auf dem Arbeitsmarkt bestehende 
Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage zu überwinden, deren Ursache die 
unzulängliche Qualifikation der Arbeitskräfte ist und die dazu geführt hat, dass in Europa 
zahlreiche Arbeitsplätze nicht besetzt werden können, so dass sich die Gesamtzahl der 
freien, dringend zu besetzenden Stellen in der EU im Zeitraum von 2006 bis 2020 um 
hundert Millionen erhöhen wird,

T. in der Erwägung, dass die Integration Jugendlicher in den Arbeitsmarkt äußerst wichtig 
ist, da sie Europa mit den erforderlichen Kompetenzen im Bereich von Forschung und 
Innovation und der möglichen Schaffung selbstständiger Tätigkeit ausstattet, die zum 
Erreichen der Ziele des Wachstums und der nachhaltigen Entwicklung beitragen können,

U. in der Erwägung, dass nach den Zielvorgaben der Strategie „Europa 2020“ die 
Beschäftigungsrate unter Frauen und Männern im Alter von 20 bis 64 Jahren bis zum 
Jahr 2020 auf 75 % erhöht werden soll, was durch ein intelligentes, nachhaltiges, 
dauerhaftes und integratives Wachstum auf der Grundlage von „Flexicurity1“ und 
lebenslangem Lernen zu gewährleisten ist, wobei der Anteil der Jugendlichen, die die 
Schulbildung vorzeitig abbrechen, auf unter 10 % gesenkt werden und 40 % der 
Bevölkerung im Alter von 30 bis 34 Jahren über einen Hochschulabschluss verfügen 
sollten,

V. in der Erwägung, dass die allgemeine und die berufliche Bildung neben der 
Beschäftigung die wichtigste Säule bei der Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung und zudem die wichtigste Voraussetzung für die Angemessenheit von 
Angebot und Nachfrage in Bezug auf stabile und hochwertige Arbeitsplätze sind,

W. in der Erwägung, dass ein größeres Wachstum und angemessene staatliche politische 
Maßnahmen das schrittweise Erreichen einer gerechteren Verteilung der Einkommen und 
des Reichtums ermöglichen können, das ein erstrangiges Ziel jeglicher internationaler 
Zusammenarbeit, beispielsweise im Rahmen der Beziehungen zwischen den Ländern 
Lateinamerikas und der Karibik und der EU, sein sollte,

1. ist der Auffassung, dass die gegenwärtige Wirtschaftskrise als eine Gelegenheit begriffen 
werden sollte, eine innovative und hoch qualifizierte Wirtschaft mit geringem CO2-
Ausstoß zu bewirken, die zum Entstehen neuer Arbeitsplätze führt, die den Grundsätzen 
der Gleichstellung der Geschlechter und der erforderlichen Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben sowie der Förderung der Beschäftigung Jugendlicher Rechnung tragen,

2. fordert die Regierungen auf, sich zu verpflichten, die Schaffung von Arbeitsplätzen als 
eine Priorität in ihre Entwicklungsprogramme aufzunehmen und dafür zu sorgen, dass 
diese Programme über Wahlperioden und Krisenzeiten hinausreichen,

3. empfiehlt, dass die staatlichen Maßnahmen zur Integration von Frauen und Jugendlichen 
in den Arbeitsmarkt durch einen angemessenen Rechtsrahmen, der ihre dauerhafte 
Beschäftigung sicherstellt, sowie durch eine Steuer-, Industrie- und Handelspolitik, die 
ihre Tragfähigkeit und ihr Fortbestehen gewährleistet, gestärkt werden,

                                               
1 „Flexicurity" ist ein erst vor kurzem entwickeltes Konzept zur Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze durch 
die Verknüpfung von Flexibilität und Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt.
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4. unterstreicht die Notwendigkeit, die Beschäftigungspolitik besser abzustimmen und 
Maßnahmen zu ergreifen, die es den Beschäftigten ermöglichen, sich an die künftigen 
Erfordernisse des Arbeitsmarktes anzupassen, wobei die fortschreitende Abwanderung 
von Arbeitskräften aus dem primären Wirtschaftssektor und der Industrie in andere 
Wirtschaftsbereiche, insbesondere in den Dienstleistungssektor, zu berücksichtigen ist,

5. empfiehlt, auf neu entstehende Sektoren zu setzen, insbesondere auf Innovation und 
umweltfreundliche Wirtschaftszweige mit geringem CO2-Ausstoß,

6. betont die ausschlaggebende Rolle der legalen Migranten für die Arbeitsmärkte der 
jeweiligen Aufnahmeländer, vertritt in diesem Zusammenhang die Auffassung, dass es 
Arbeitnehmern erlaubt sein muss, sich im Ausland einen Arbeitsplatz zu suchen, ohne 
dass ihnen die in ihren Herkunftsländern erworbenen arbeits- und sozialrechtlichen 
Ansprüche entzogen werden,

7. begrüßt das in der Strategie „Europa 2020“ enthaltene beschäftigungspolitische Ziel, 
durch Beseitigung der Hindernisse für den Arbeitsmarktzugang von Frauen, jungen und 
älteren Menschen sowie von legalen Migranten ein integratives Wachstum zu bewirken 
und den Arbeitnehmern den Erwerb der erforderlichen Kompetenzen zu ermöglichen,

8. ist der Auffassung, dass die politischen Maßnahmen zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
mit konkreten Maßnahmen, zum Beispiel der Verringerung der indirekten Lohnkosten, 
der Vereinbarung von Arbeits- und Fortbildungszeiten, einer größeren Effizienz 
staatlicher Stellen, einem verbesserten Angebot an Fortbildungskursen während des 
gesamten Erwerbslebens, einer besseren Wettbewerbsfähigkeit der Bildungssysteme, 
einer stärkeren Anpassung der Qualifikationen an die Erfordernisse des Arbeitsmarktes 
sowie mit Anreizen zur Gründung kleiner und mittlerer Unternehmen einhergehen 
müssen,

9. weist darauf hin, dass einer der künftig auf den Arbeitsmärkten zu berücksichtigenden 
Grundsätze die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben ist, fordert daher die 
Regierungen dringend auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um das Ziel zu 
erreichen, für 90 % der Kinder zwischen drei Jahren und dem gesetzlich festgelegten 
Einschulungsalter sowie für mindestens 33 % der Kinder unter drei Jahren einen Platz in 
einer Kinderbetreuungseinrichtung zur Verfügung zu stellen,

10. tritt für eine entschiedene Förderung der Sozialwirtschaft ein, da dieser Bereich dazu 
geeignet ist, durch die Zusammenarbeit von Personen, den Start gemeinsamer Projekte 
und ein partizipatives Organisationsmodell, bei welchem dem Kapital eine Rolle als 
Mittel zum Zweck zukommt und eine solidarische Entlohnung praktiziert wird, für 
Wirtschaftstätigkeit zu sorgen,

11. schlägt vor, zusätzliche Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung von Frauen zu 
ergreifen, so zum Beispiel die Erweiterung des Angebots in Bezug auf 
betreuungsbedürftige Personen, die Flexibilisierung der finanziellen Unterstützung der 
Kinderbetreuung, einen verbesserten Kündigungsschutz für Frauen im 
Mutterschaftsurlaub oder die Einführung bzw. verstärkte Nutzung des 
Vaterschaftsurlaubs,

12. vertritt die Auffassung, dass eine der zentralen Maßnahmen, die zur Verringerung der 
Armut unter Frauen und ethnischen Minderheiten beitragen können, die Förderung des 
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Systems flexibler Mikrokredite mit geringen Zinssätzen und ohne Bürgschaft ist, das es 
den Kreditempfängern ermöglicht, auf eigene Rechnung zu arbeiten,

13. vertritt die Auffassung, dass zu den im Hinblick auf die Geschlechtergleichstellung zu 
ergreifenden Maßnahmen die Förderung der Beschäftigung von Frauen, die Bekämpfung 
von Diskriminierung jeglicher Art, die Bekämpfung der Lohndiskriminierung, die 
Bekämpfung von Stereotypen über die Rollenverteilung zwischen Frauen und Männern 
sowie die Förderung der Beteiligung der Frauen am politischen Leben und an den 
Geschäftsleitungen von Unternehmen gehören müssen,

14. empfiehlt, politische Maßnahmen zu beschließen, die darauf abzielen, das Lohngefälle 
zwischen Männern und Frauen zu verringern, ohne dabei die zwischen den ethnischen 
Minderheiten und der weißen Bevölkerung bestehenden Ungleichheiten zu vergessen, um 
so die Armut in der Region zu verringern, ist der Auffassung, dass dies durch ein 
substanzielles Anheben des Bildungsniveaus der ethnischen Minderheiten erreicht 
werden kann,

15. fordert die Regierungen ferner auf, gegen die geschlechterspezifische Trennung in der 
Berufswelt zu kämpfen, die Hindernisse beim Zugang zu bestimmten Tätigkeiten und 
Sektoren für Frauen und ethnische Minderheiten zu beseitigen und Maßnahmen für ihre 
Integration in Berufe, in denen sie gegenwärtig unterrepräsentiert sind, zu ergreifen,

16. befürwortet „Flexicurity“ als ein Instrument, das durch die Verknüpfung von Flexibilität 
und Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt zur Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze beitragen 
kann, ist der Auffassung, dass durch „Flexicurity“ der Übergang beim Eintritt in den 
Arbeitsmarkt sowie innerhalb des Arbeitsmarkts zum Vorteil der Unternehmen und der 
Arbeitnehmer erleichtert werden kann,

17. empfiehlt den Regierungen, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Zahl der 
Jugendlichen, die vorzeitig die Schule abbrechen erheblich zu verringern,

18. vertritt die Auffassung, dass Mechanismen, die Jugendliche bei der Suche nach ihrem 
ersten Arbeitsplatz unterstützen, sowie Programme, die ihnen die rasche Anpassung an 
die Erfordernisse des Arbeitsmarktes erleichtern, geschaffen werden sollten, weist darauf 
hin, dass weitere Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung Jugendlicher bessere 
Informationen über den Arbeitsmarkt, einen intensiveren Dialog zwischen Arbeitgebern 
und Bildungseinrichtungen und einen universellen Zugang zu weiterführender Bildung 
umfassen müssen,

19. empfiehlt den Regierungen, sich weiterhin für eine bessere staatliche Bildung zu 
engagieren, die auf der Grundlage von Gleichberechtigung und Demokratie die soziale 
Ausgewogenheit bewahrt und zu besseren Beschäftigungschancen führt,

20. unterstreicht die Notwendigkeit, Anstrengungen zu unternehmen, um den allgemeinen 
Zugang zu Bildung sicherzustellen und das Bildungswesen für Angehörige der am 
stärksten benachteiligten Bevölkerungsgruppen zu öffnen, erkennt ferner die bedeutende 
Rolle der Lehrenden an und betont, dass die Attraktivität der Lehrtätigkeit erhöht werden 
muss,

21. betont, dass die im Bildungsbereich zu ergreifenden Maßnahmen auf den Erwerb der zur 
Schaffung einer wissensbasierten Wirtschaft erforderlichen Kompetenzen gerichtet sein 
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sollten,

22. fordert eine Verbesserung der Systeme der beruflichen Bildung auf der Grundlage der 
erfolgreichsten Methoden, bei denen die Erfordernisse der Unternehmen mit den 
Fähigkeiten der Beschäftigten verbunden, eine zielgerichtete berufliche 
Weiterentwicklung der Menschen ermöglicht und ihre Lebensqualität gesichert und 
erhöht werden, im Rahmen dieser Systeme müssen der Fachkräftebedarf der 
Unternehmen ermittelt, die Menschen über die Wege, wie sie die entsprechenden 
Fachkenntnisse erwerben, zertifizieren und registrieren lassen können, informiert werden,

23. fordert die Regierungen auf, Maßnahmen zur Unterstützung der kleinen und mittleren 
Unternehmen zu ergreifen, die traditionell die treibende Kraft bei der Schaffung von 
Arbeitsplätzen sind, um so die Beschäftigung im formellen Sektor zu fördern und die 
Zunahme der Beschäftigung im informellen Sektor aufzuhalten,

24. fordert die Regierungen gleichermaßen auf, kurz- und mittelfristig Maßnahmen zur 
Unterstützung des primären Wirtschaftssektors zu ergreifen, um benachteiligte 
Eigentümer zu schützen, vertritt die Auffassung, dass zu diesen Maßnahmen verstärkte 
Investitionen in diesen Sektor, in alle Produktionszyklen, die Infrastrukturen, die 
technische Unterstützung, die Finanzierung der Dienstleistungen und die Ausbildung zur 
Förderung der Qualität und Wettbewerbsfähigkeit der Erzeugnisse und des Sektors 
insgesamt zählen müssen,

25. fordert, die regionale Entwicklung der indigenen Gebiete in den Ländern Lateinamerikas 
und der Karibik zu verstärken, um die jeweilige lokale Wirtschaft zu fördern und die 
Lebensbedingungen ihrer Völker zu verbessern,

26. fordert, in künftigen Abkommen, die die Europäische Union mit den Ländern und 
Regionen Lateinamerikas abschließen wird, ausdrücklich eine Klausel aufzunehmen, in 
der gezielt auf die Förderung der Beschäftigung von Jugendlichen und die Integration 
und Teilhabe von Frauen auf dem Arbeitsmarkt Bezug genommen wird,

*

*     *

27. beauftragt seine Ko-Präsidenten, diese Entschließung dem Rat der Europäischen Union 
und der Europäischen Kommission, den Parlamenten der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und aller Länder Lateinamerikas und der Karibik, dem 
Lateinamerikanischen Parlament, dem Mittelamerikanischen Parlament, dem 
Andenparlament, dem Parlament des Mercosur, dem Sekretariat der Andengemeinschaft, 
dem Ausschuss der ständigen Vertreter des Mercosur und dem ständigen Sekretariat des 
Lateinamerikanischen Wirtschaftssystems zu übermitteln.


